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Geleitwort zu dieser Reihe und zu diesem Buch

Das Steuerrecht ist öffentliches Eingriffsrecht von großer wirtschaftlicher und
gesellschaftlicher Relevanz; es durchdringt alle Lebensbereiche und knüpft dabei
vielfach an zivilrechtlich vorstrukturierte und gestaltete Vorgänge an. Dessen
ungeachtet folgt es einer eigenständigen Teleologie, ist darüber hinaus Unter-
suchungsgegenstand nicht nur der Steuerrechtswissenschaft, sondern zahlrei-
cher weiterer wissenschaftlicher Disziplinen, und zudem rechtspolitisch ein von
hoher Dynamik geprägtes Rechtsgebiet. Grundlegende, nicht selten von der
tagespolitischen Diskussion überdeckte Probleme zu identifizieren, sie in den
Gesamtkontext der Steuerrechtswissenschaft einzuordnen, sie methodisch wie
auch verfassungsrechtlich rückzubinden und zukunftsweisende Lösungsansätze
zu entwickeln, stellt deshalb eine besondere Herausforderung dar. Arbeiten, die
steuerrechtwissenschaftlichen Forschungsfragen in dieser Weise auf den Grund
gehen, bietet die Reihe eine gemeinsame Plattform. Willkommen sind Arbei-
ten mit öffentlich-rechtlichem, privatrechtlichem oder auch strafrechtlichem
Hintergrund, doch ist die Reihe auch offen für interdisziplinäre Ansätze, vor-
nehmlich aus dem Bereich der Wirtschaftswissenschaften, der Soziologie und der
Politikwissenschaften.

Die vorliegende Arbeit entwickelt sachgerechte Kriterien für Gesetzgebung
und Rechtsanwendung zur Bestimmung steuerpflichtiger Personenvereinigungen
im Spannungsfeld zivilrechtlicher Vorstrukturierung und steuerrechtsautonomer
Wertungen. Sie hinterfragt Bestand und Perspektiven unilateraler Regelungen der
Steuersubjektivität. Dazu bedient sich der Verfasser einer historisch-rechtsverglei-
chenden Analyse in Bezug auf die Referenzstaaten Deutschland, Niederlande und
USA. Hierbei beschreitet er einen hochinnovativen Weg, indem er den Ansatz
der multivariaten Analyse für die Steuerrechtsvergleichung fruchtbar macht und
so eine Methode zur Anwendung bringt, die auf quantitativ-formelhaften Ele-
menten fußt. Es gelingt ihm auf diese Weise, Ergebnisse herauszuarbeiten, die
für die Forschung im Steuerpersonenrecht von grundsätzlicher und weiterfüh-
render Bedeutung sind. Die vom Verfasser zugrunde gelegte Methodik und die
von ihm gewonnenen Erkenntnisse verleihen seiner Arbeit den Charakter eines
Grundlagenwerkes, das wir mit großer Freude als Auftaktband für unsere Reihe
ausgewählt haben.

Die Herausgeber





Vorwort

Dieses Buch wurde von der juristischen Fakultät der Universität Heidelberg im
Mai 2015 als Dissertation angenommen. Rechtsprechung und Literatur wurden
bis Ende 2015 – vereinzelt auch darüber hinaus – berücksichtigt.

Mein besonderer Dank gilt meinem hoch geschätzten Doktorvater, Herrn Prof.
Dr. Ekkehart Reimer, der mir nicht nur in inhaltlicher und zeitlicher Hinsicht
die notwendigen Freiheiten gegeben hat, sondern die Arbeit auch mit steter
Diskussionsbereitschaft fachlich gefördert hat. Die Zeit am Institut für Finanz-
und Steuerrecht möchte ich sowohl aus fachlicher als auch aus persönlicher Sicht
nicht missen.

Herrn Prof. Dr. Andreas Piekenbrock gebührt Dank für die überaus zügige
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A. Einleitung

Die Besteuerung von Einkommen erstreckte sich seit ihren Anfängen nicht nur
auf natürliche Personen, sondern bezog in der Mehrzahl der Fälle auch nichtphy-
sische Subjekte, insbesondere Personenvereinigungen, ein.1 Die beiden Gruppen
von Steuerpflichtigen stellen sich stark unterscheidende Anforderungen an die
Komplexität des Steuerpersonenrechts. Für die natürlichen Personen ist der
persönliche Anwendungsbereich sachlogisch vorgegeben, was eine gesonderte
rechtliche Überformung des Sachverhaltes durch das Steuerrecht in weiten Teilen

1 Schon Abschn. II der britischen Einkommensteuer v. 09. 01. 1799, 39 George III cap. 13
bezog sich auf „every Body Politick or Corporate, or Company, Fraternity, or Society of Persons
(whether Corporate or not Corporate)“. Getrennt wurden Einkommensteuer und Körperschaft-
steuer erst durch Sec. 46 ff. Finance Act, 1965 ch. 25.

Für die niederländischen Einkommensteuern des 19. Jahrhunderts siehe Anlage Nr. 9 zum
niederländischen Wet op het Regt van Patent v. 21. 05. 1819, Staatsblad 1819, S. 337 Nr. 34 und
Art. 1 Abs. 1 lit. b Wet tot heffing eener belasting op bedrijfs- en andere inkomsten v. 02. 10. 1893,
Staatsblad 1893, S. 104 Nr. 149.

Für die Vorläufer der heutigen Körperschaftsteuer in den deutschen Staaten siehe für das
19. Jahrhundert § 1 Gesetz, die von den Eisenbahnen zu entrichtende Abgabe betreffend
v. 30. 05. 1853, Gesetz-Sammlung für die Königlich-Preußischen Staaten 1853, 449; § 1 Gesetz,
betreffend die von Aktien- und ähnlichen Gesellschaften zu entrichtende Gewerbesteuer
v. 18. 11. 1857, Gesetz-Sammlung für die Königlich-Preußischen Staaten 1857, 849; § 2 lit. c
Hs. 2 EStG v. 17. 12. 1874, Gesetzblatt der Freien Hansestadt Bremen 1874, 121; § 4 Nr. 1 EStG
v. 02. 07. 1878, Gesetz- und Verordnungsblatt für das Königreich Sachsen 1878, 129; Art. 5 lit. B
EStG v. 20. 06. 1884, Gesetz- und Verordnungs-Blatt für das Großherzogthum Baden 1884, 321;
§ 3 Nr. 2, 4 EStG v. 14. 05. 1886, Gesetz-Sammlung für das Herzogthum Anhalt 1886, 167; § 2
Nr. 8, 9 EStG v. 27. 05. 1889, Sammlung der Lübecker Verordnungen und Bekanntmachtungen
1889, 28; Art. 3 Nr. 1, 2 EStG v. 18. 03. 1890, Sammlung der landesherrlichen Verordnungen
im Herzogthum Sachsen Meiningen 1890, 321; § 2 Nr. 3 EStG v. 16. 06. 1890, Gesetzsamm-
lung für das Fürstenthum Reuß jüngerer Linie 1890, 289; § 1 Nr. 4, 5 EStG v. 24. 06. 1891,
Gesetz-Sammlung für die Königlich-Preußischen Staaten 1891, 175; § 2 Abs. 1 Nr. 5 EStG
v. 14. 01. 1893, Gesetzsammlung für das Fürstenthum Reuß Aelterer Linie 1893, 1; § 2 Nr. 3, 4
EStG v. 25. 03. 1893, Gesetzsammlung für das Fürstenthum Schwarzburg-Rudolstadt 1893, 61;
§ 3 Nr. 1 EStG v. 01. 02. 1894, Gesetz-Sammlung für das Fürstenthum Schwarzburg-Sonders-
hausen 1894, 1; § 1 Nr. 2, 3 EStG v. 28. 08. 1894, Gesetz-Sammlung für das Fürstenthum Lippe
1894, 359; § 2 Nr. 5 EStG v. 24. 04. 1896, Herzoglich Sachsen-Altenburgische Gesetzsammlung
1896, 19; § 2 Nr. 4, 5 EStG v. 30. 04. 1896, Gesetz- und Verordnungs-Sammlung für das Her-
zogthum Braunschweig 1896, 113; § 4 Nr. 4–6 EStG v. 02. 06. 1897, Regierungs-Blatt für das
Großherzogthum Sachsen-Weimar-Eisenach 1897, 99.

Für die Vereinigten Staaten siehe Sec. 32 des Act to reduce taxation, to provide revenue for the
Government and for other purposes (Income Tax Act) v. 27. 08. 1894, United States Statutes at
Large Bd. 28, 509, 553.
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obsolet macht.2 Die Besteuerung von Personenvereinigungen hingegen kann
nicht auf eine solche faktische Vorstrukturierung der Realität aufbauen. Stets
ergibt sich für diesen Teilbereich der Einkommensbesteuerung die Notwendig-
keit, die der Steuer unterworfenen Gebilde mittels eines gesonderten Verfahrens
zu bestimmen, das die faktisch bestehenden gemeinschaftlichen Tätigkeiten recht-
lich strukturiert. Diese Funktion wird sowohl in historischer Perspektive als auch
aus Sicht des geltenden Steuerpersonenrechts in weiten Teilen dem Zivilrecht
übertragen. Dessen Vorstrukturierung gemeinschaftlicher Tätigkeiten in verschie-
dene rechtliche Organisationsformen wird für den persönlichen Steuertatbestand
fruchtbar gemacht.3

In welchem Umfang die sich in der Zuordnung zu einer Vereinigungsform und
in der Zuerkennung der Rechtspersönlichkeit abzeichnende Wertung des Zivil-
rechts aber in das Steuerrecht der Personenvereinigungen übernommen werden
soll, ist seit jeher Gegenstand der steuerwissenschaftlichen Auseinandersetzung.4

Besonders deutlich wird die Problematik, wenn sich das nationale Steuerrecht
nicht nur seiner eigenen Zivilrechtsordnung gegenüber sieht, sondern mit Gebil-
den ausländischen Rechts konfrontiert wird. In noch größerem Umfang als im
rein innerstaatlichen Fall stellt sich in dieser Situation die Frage, ob das Zivil-
recht die ihm übertragene Funktion der Vorstrukturierung gemeinschaftlicher
Tätigkeiten im Einklang mit den steuerlichen Wertungen wahrnimmt.5

2 Vgl. Art. 1 lit. a der niederländischen Wet tot heffing eener inkomstenbelasting v. 16. 12. 1914,
Staatsblad 1914, S. 207 Nr. 563, wonach sich die unbeschränkt steuerpflichtigen natürlichen
Personen mit „zij die binnen het Rijk wonen“ bestimmten. Ähnlich Art. 1 EStG v. 19. 05. 1881,
Gesetz- und Verordnungsblatt für das Königreich Bayern 1881, 441: „Wer ein Einkommen
bezieht [. . . ], unterliegt hierfür der Einkommensteuer [. . . ].“

3 Besonders deutlich wird dies bei der Anknüpfung an die zivilrechtliche Bezeichnung als
juristische Person, siehe schon Art. 2 Abs. 1 Nr. I WürttEStG v. 08. 08. 1903, Regierungsblatt
1903, Nr. 23 S. 261; vgl. auch § 2 lit. c Hs. 2 EStG v. 17. 12. 1874, Gesetzblatt der Freien Hansestadt
Bremen 1874, 121.

4 Siehe schon D. Feitelberg, Die Einkommensbesteuerung nichtphysischer (juristischer)
Personen, 1900; aus der neueren Literatur F. Salditt, StuW 1971, S. 191 ff; C. Pereira de Rezende,
Generalbericht, Cahiers de Droit Fiscal International Bd. 74a (1989) – The disregard of a legal
entity for tax purposes, S. 67; M. v. Kempen, Rechtspersoonlijkheid en belastingplicht van
vennootschappen, 1999; dies., Rechtspersoonlijkheid in het fiscale recht, in: P. Essers et al.
(Hrsg.), Met Recht: Verzamelde opstellen over privaat- en fiscaalrechtelijk ondernemingsrecht,
2009, S. 245 ff. Vollständig von der konkreten zivilrechtlichen Einordnung löst sich das von
P. Kirchhof, Bundessteuergesetzbuch, 2011, S. 15 f. und §§ 12 Abs. 1 Satz 2, 42 Fall 2 BStGB
vorgeschlagene Konzept der steuerjuristischen Person.

5 Siehe für die steuerliche (Nicht-)Berücksichtigung der durch ausländisches Recht gewährten
Rechtspersönlichkeit RFH v. 17. 04. 1925 – I A 92/24, RFHE 16, 212, 213; v. 12. 02. 1930 – VI
A 899/27 „venezolanische KG“, RFHE 27, 73, 78; BFH v. 03. 02. 1988 – I R 134/84, BStBl. II
1988, 588, 590; v. 27. 07. 1988 – I R 130/84, BStBl. II 1989, 101, 102; v. 26. 08. 1993 – I R 44/92,
BFH/NV 1994, 318, 319; A. Raupach, Der Durchgriff im Steuerrecht, 1968, S. 140; L. Hintzen,
DStR 1971, S. 327, 331 f.; B. Großfeld, Basisgesellschaften im Internationalen Steuerrecht, 1974,
S. 65; L. Hintzen, StuW 1974, S. 319, 326; H.-J. Wurster, RIW 1981, S. 679, 680; W. Littich,
ÖStZ 1984, S. 62 ff.; H. Debatin, BB 1988, S. 1155, 1158; A. Raupach, Sitz und Geschäftsleitung
– das Spannungsverhältnis zwischen Körperschaftsteuerrecht und Internationalem Privatrecht,
in: R. Hausmann et al. (Hrsg.), Steuergestaltung durch doppelt ansässige Gesellschaften?, 1988,
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Dieser Frage vorgelagert ist der Gegenstand der vorliegenden Untersuchung:
die konkreten Methoden zur Bestimmung der steuerpflichtigen Personenvereini-
gungen. Es sind diese wenig beachteten und meist als gegeben hingenommenen
Scharniere zwischen Steuerrecht und Zivilrecht, die den Grad der Interaktion
mit der zivilrechtlichen Vorstrukturierung und somit die Abhängigkeit oder die
Unabhängigkeit der steuerlichen Wertung von den Einordnungsentscheidun-
gen der anderen Teilrechtsordnung bestimmen. Das Körperschaftsteuerrecht
kann sich in einem Extrem durch die Übernahme der Vereinigungsbezeichnung
lückenlos an das Zivilrecht binden, im anderen Extrem etwa mit rein faktischen
Merkmalen oder Wahlrechten aber auch eine vollständig originäre Entscheidung
treffen. Zwischen diesen beiden Polen ist eine unbegrenzte Anzahl von Abstu-
fungen denkbar. Erst wenn der Zusammenhang der verschiedenen Mechanismen,
die zur Identifizierung der eigenständig steuerpflichtigen Vereinigungen einge-
setzt werden, zum Zivilrecht bestimmt ist, die Abstufungen also in eine Reihung
gebracht wurden, kann die übergeordnete Entscheidung, zu welchem Grad die
Vorstrukturierung in das Steuerrecht übernommen werden soll, gesetzgeberisch
präzise umgesetzt werden.

Die Beschränkung auf das gesetzgeberische Instrumentarium hat zur Folge,
dass in Bezug auf die allgemeine Auseinandersetzung mit dem Verhältnis des
Steuerrechts zum Zivilrecht eine beobachtende Perspektive eingenommen wird.
Primäres Ziel einer auf die gesetzgeberische Umsetzung ausgerichteten Perspek-
tive ist es nicht, Aussagen über den Einfluss des Steuerrechts auf Entscheidungen
für und wider bestimmte zivilrechtliche Gestaltungen oder über die Übereinstim-
mung von steuerlichen und zivilrechtlichen Begriffen zu treffen.6

Die erste Frage betrifft die gesetzgeberische Entscheidung, welche Vereinigun-
gen als eigenständig steuerpflichtig erklärt werden. Durch die reine Beobachtung
der vorhandenen Mechanismen und ihrer Verknüpfung mit dem Zivilrecht wird
diese Wertung nicht hinterfragt, sondern ist der vom Gesetzgeber zu wählende
Maßstab für die Verwendung der gewonnenen Ergebnisse.

Die zweite Problematik der Begriffskongruenz bildet zwar die Grundlage
für die nähere Bestimmung der Mechanismen, ist jedoch durch die auf jede
einzelne Regelung gerichtete Mikroperspektive geprägt. Zur Bestimmung der

S. 63, 71; F. Wassermeyer, DStJG 20 (1997), S. 83, 89; T. Stewen, FR 2007, S. 1047, 1054. Siehe für
die Eignung der zivilrechtlichen Vorprägung zur typisierten Bemessung der Leistungsfähigkeit
U. Palm, Person im Ertragsteuerrecht, 2013, S. 472 ff.

6 Für die Frage der Begriffsidentität siehe E. Becker, StuW 1939, Sp. 745 ff.; W. Maaßen, Pri-
vatrechtsbegriffe in den Tatbeständen des Steuerrechts, 1977; für die Rechtsformneutralität des
Steuerrechts, die auch Aspekte der Bemessungsgrundlage einbezieht, siehe allgemein E. Becker /
M. Lion, Referat zum 33. DJT 1925, S. 433 ff., 465 ff.; J. Lang, Entwurf eines Steuergesetz-
buchs, 1993, S. 179; U. Schreiber, Die Duale Einkommensteuer: Zur Rechtsformabhängigkeit
der Besteuerung, in: A. Oestreicher (Hrsg.), Reform der Unternehmensbesteuerung, 2007,
S. 35 ff.; F. Lauterbach, Ein neues Unternehmenssteuerrecht für Deutschland?, 2008, S. 95 ff.;
aus ökonomischer Sicht T. Siegel, Rechtsformneutralität – ein klares und begründetes Ziel, in:
N. Winkeljohann et al. (Hrsg.), Rechnungslegung, Eigenkapital und Besteuerung – Festschrift
Dieter Schneeloch, 2007, S. 271 ff.
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genauen Ausformung der einzelnen Einordnungsmethoden ist durch Auslegung
zu ermitteln, ob und wieweit eine zivilrechtliche Bezeichnung übernommen
wird, dieses Ergebnis wird aber als Datum hingenommen; eine übergeordnete
Systematik wird nicht angestrebt.

Die Untersuchung der einzelnen Einordnungsmechanismen kann sich nicht
ausschließlich am geltenden deutschen Körperschaftsteuerrecht orientieren, bil-
det dieses doch nur einen sehr beschränkten Teilbereich der möglichen Ausprä-
gungen ab. Die steuerpflichtigen Vereinigungen werden im innerstaatlichen Fall
im Wesentlichen durch ihre statutarische Bezeichnung (§ 1 Abs. 1 Nr. 1 KStG)
oder ihre Eigenschaft als juristische Person (§ 1 Abs. 1 Nr. 4 KStG) bestimmt.
Auf einzelne Merkmale der Vereinigung stützt sich die steuerliche Einordnung
lediglich im grenzüberschreitenden Fall. Im Rahmen des in gewissen Grenzen
frei wertenden Typenvergleichs wird ein Abgleich zu den Steuersubjekten des
deutschen Rechts vorgenommen.7

Neben diesen Methoden ergibt sich in historischer und vergleichender Per-
spektive eine Vielzahl weiterer Möglichkeiten, die steuerliche Einordnungsent-
scheidung auszugestalten. Die Steuerpflicht ergibt sich zum Teil aus einem fest
bestimmten Kreis von materiellen Eigenschaften der konkreten Vereinigung.8

Verwendung finden auch faktische Merkmale und Wahlrechte.9 Im grenzüber-
schreitenden Fall wird die steuerliche Behandlung im Ursprungsland herangezo-
gen10 oder alle Personenvereinigungen ohne Ansehung ihrer Eigenschaften als
eigenständig steuerpflichtig erklärt11.

Zwar ist die historische und vergleichende Betrachtung der Mechanismen
aufgrund der relativen Methodenarmut des geltenden deutschen KStG für einen
umfassenden Überblick unerlässlich. Sie zieht jedoch die methodische Frage
nach sich, wie der Rechtsvergleich präzise Aussagen über den Zusammenhang
zwischen den Mechanismen und dem Zivilrecht treffen soll. Durch einen am rein
steuerlichen Regelungstext orientierten Vergleich können zwar die verschiedenen
Mechanismen in ihren Idealtypen herausgearbeitet werden, Aussagen über den
Grad der erforderlichen Vorstrukturierung des Vereinigungsrechts lassen sich
allein anhand dieser Ergebnisse jedoch nicht treffen. Dies ist erst möglich, wenn
man die zivilrechtliche Umgebung der Norm in den Vergleich einbezieht.

7 Grundlegend zum Typenvergleich RFH v. 12. 02. 1930 – VI A 899/27 „venezolanische KG“,
RFHE 27, 73, 75 ff.

8 So etwa die niederländische Einordnung ausländischer Vereinigungen nach dem Beschluss
v. 11. 09. 2009 – CPP2009/519M, BNB 2010, 58; ebenso die US-amerikanische Vorgehensweise
bis 1997, dazu § 301.7701–2 Code of Federal Regulations, Federal Register 1960, 10928.

9 So forderte bspw. § 1 Nr. 5 PrEStG 1891 für die Steuerpflicht von Konsumvereinen den
Betrieb eines offenen Ladens. Für die Kombination eines Wahlrechts mit faktischen Merkmalen
siehe das US-amerikanische subchapter S (§§ 1363 ff. IRC).

10 So der niederländische Beschluss v. 18. 09. 1997 – DG097/00417, BNB 1998, 15 Abschn.
II.6.

11 Etwa Art. 87 Abs. 1 lit. d des italienischen Testo Unico delle imposte sui redditi, Decreto
del Presidente della Repubblica v. 22. 10. 1986, Nr. 917.
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Ein auf zwei veränderlichen Größen fußender Rechtsvergleich muss sich
aber mit der allgemeinen Problematik auseinandersetzen, wie die gefundenen
Ergebnisse beherrschbar und interpretationsfähig gehalten werden können. Eine
Lösung für diese vornehmlich durch das Medium der Sprache hervorgerufene
Ungenauigkeit bietet die Unterfütterung durch numerische Elemente. Überträgt
man das Konzept der mathematischen Elastizität, das die Reaktion einer abhän-
gigen Variablen auf eine Einflussgröße misst, auf die Steuerrechtsvergleichung,
lassen sich auch die Ergebnisse eines Vergleichs, der sowohl die steuerrechtlichen
Mechanismen als auch deren zivilrechtliche Umgebung einbezieht, beherrschbar
halten.

Das Ergebnis besteht aus einer empirisch-vergleichend fundierten Bestimmung
des Zusammenhangs der verschiedenen im nationalen Recht zu beobachtenden
Einordnungsmechanismen zu den jeweiligen zivilrechtlichen Determinanten. Es
liefert einen strukturierten Methodenkanon, der es ermöglicht, die gesetzgeberi-
sche Vorstellung des Grades der Übernahme zivilrechtlicher Wertungen in das
Steuerrecht präzise und ohne Einbußen der Funktionsfähigkeit der Regelung
umzusetzen.

I. Forschungsstand

Die Notwendigkeit einer methodisch fundierten vergleichenden Betrachtung
der Mechanismen zur Bestimmung eigenständig steuerpflichtiger Personenver-
einigungen ist in zweifacher Hinsicht rechtfertigungsbedürftig. Zum einen ist
die Betrachtung des persönlichen Steuertatbestandes für Vereinigungen in den
aktuellen Forschungsstand einzuordnen. Zum anderen ist auch die zu entwi-
ckelnde Vergleichsmethodik in dem aktuellen Stand der Steuerrechtsvergleichung
zu positionieren.

1. Steuerliche Einordnungsmechanismen

Im Bereich der steuerlichen Einordnung von Personenvereinigungen finden sich
einige Ansätze, deren Perspektive überwiegend jedoch auf Personengesellschaften
gerichtet ist. Deren Gegenstück, die Auseinandersetzung mit den Mechanismen
zur Bestimmung eigenständig steuerpflichtiger Vereinigungen, wird dabei zwar
als Negativkomponente relevant, bildet jedoch nicht den eigentlichen Untersu-
chungsgegenstand. Originär auf die körperschaftsteuerliche Seite der persönli-
chen Steuerpflicht von Vereinigungen sind ungleich weniger Untersuchungen
ausgerichtet.

Aus der Perspektive der deutschen Personengesellschaften geht Pinkernell die
Problematik der Gesellschaftsbesteuerung an. Der gewählte Untersuchungsge-
genstand der Einkünftezurechnung ist jedoch eher auf die spezifische Proble-
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matik der transparenten Besteuerung ausgerichtet denn auf die grundsätzliche
Abgrenzung zur eigenständigen Steuerpflicht. Infolgedessen finden sich nur in
Randbereichen Ausführungen zur persönlichen Einordnung von Vereinigun-
gen.12 Auch die vergleichenden Betrachtungen auf dem Gebiet des Steuerrechts
der Personengesellschaften lassen den Widerpart der transparenten Besteuerung,
die eigenständige Steuerpflicht, weitgehend außer Acht.13

Wird die Vereinigungsbesteuerung von der Seite der körperschaftlich orga-
nisierten Gebilde betrachtet, bleibt die Darstellung entweder dem nationalen
Recht verhaftet, oder sie beschränkt sich auf Teilbereiche des persönlichen Tatbe-
standes. Zur ersten Gruppe zu zählen sind die Arbeiten von Roosmalen14 und
Stevens15, die sich beide mit dem persönlichen Tatbestand der niederländischen
Körperschaftsteuer beschäftigen und keine vergleichende Perspektive einnehmen.
Ebenfalls auf die nationale Sicht beschränkt ist die Untersuchung von Seer16.
Durch ihre Begrenzung auf die geschichtliche Entwicklung der GmbH-Besteue-
rung wird zudem der Fokus auf die an Einordnungsmethoden armen deutschen
Steuergesetze gelegt.

Eine historisch-vergleichende Darstellung der Einordnung eigenständig kör-
perschaftsteuerlicher Vereinigungen findet sich hingegen bei Ruppe.17 Er verbleibt
jedoch der Fremdrechtskunde verhaftet, die der Rechtsvergleichung eine unter-
geordnete Rolle zuweist und ihr keine eigenständige Erkenntnisfunktion zuer-
kennt.18 Auch setzt Ruppe einen abweichenden Schwerpunkt. Bei der Betrach-
tung der Körperschafsteuergesetze konzentriert er sich in erster Linie nicht auf
die Auswahlmechanismen der persönlichen Tatbestände, sondern auf die – für die
vorliegende Untersuchung als Axiom vorausgesetzte – systematische Rechtferti-
gung der in personeller Hinsicht zweifachen Abgabepflicht.19 Der persönliche
Tatbestand hat für den von Ruppe gewählten Untersuchungsgegenstand nur im
Zusammenhang mit dem Steuerobjekt Bedeutung.

12 R. Pinkernell, Einkünftezurechnung bei Personengesellschaften, 2001, S. 130 ff.; ähnlich
D. Hallerbach, Die Personengesellschaft im Einkommensteuerrecht, 1999.

13 A. Daniels, Issues in International Partnership Taxation, 1991; A. Haelterman, Fiscale
transparantie – theorie en praktijk en België, 1992, S. 439 ff.; J.-P. Le Gall, Generalbericht,
Cahiers de Droit Fiscal International Bd. 80a (1995) – International income tax problems of
partnerships, S. 709 ff.; J. Mittermaier, Besteuerung von Personengesellschaften im Verhältnis
USA–Deutschland, 1999; T. Stevens, Fiscale aspecten van de Commanditaire Vennootschap,
2002, S. 210 ff.; J. A. Jones et al., BIFD 2002, S. 288 ff.; B. Peeters, Fiscale transparantie, 2011,
S. 89 ff.

14 J. J. G. v. Roosmalen, De Binnenlandse Belastingplichtigen in het Besluit op de Vennot-
schapsbelasting 1942, 1965.

15 S. Stevens, Belastingplicht in de vennootschapsbelasting, 2009.
16 R. Seer, Die Entwicklung der GmbH-Besteuerung, 2005. Siehe auch T. Brinkmann, Die

Körperschaftsteuer in der Zeit von 1918 bis 1929, 1987; C. Heimann, Die historische Entwick-
lung der Besteuerung der Körperschaften in Deutschland, 1952; für das britische Steuerrecht
P. Harris, British Tax Review 2011, S. 188 ff.

17 H. Ruppe, Die steuerliche Doppelbelastung der Körperschaftsgewinne, 1967.
18 H. Ruppe, ebd., S. 55 ff.; ein Vergleich findet sich lediglich in historischer Perspektive.
19 H. Ruppe, ebd., S. 89 ff. und passim.
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Einen umfassenderen Ansatz wählt Herrmann, indem er die Einordnung
von Gesellschaften ohne Festlegung auf Personen- und Kapitalgesellschaften
analysiert.20 Sein Untersuchungsgegenstand ist auch in territorialer Hinsicht
(Vereinigte Staaten und Deutschland) weiter als die sonstigen Arbeiten, die sich
aus körperschaftsteuerlicher Sicht mit der Einordnung von Personenvereinigun-
gen beschäftigen. Seine Zielsetzung weist jedoch keinen Zusammenhang mit
den zivilrechtlichen Determinanten auf. Herrmanns Fokus liegt nicht auf der
Entwicklung eines universell einsetzbaren Systems von Zuordnungsregelun-
gen. Vielmehr weist er dem Rechtsvergleich eine Erkenntnisfunktion für die
abkommens- und europarechtliche Bewertung der Einordnungsmechanismen
zu.21 Ähnlich wie die Arbeit von Herrmann decken auch die Thematik der IFA-
Kongresse von 1988 und 201422 sowie der EATLP-Kongress von 201323 im
Wesentlichen diesen Teilbereich ab.

Der Überblick über den Forschungsstand zeigt, dass die gewählte Themenstel-
lung in Teilbereichen auf fundierte Erkenntnisse zurückgreifen kann, offenbart
gleichzeitig aber in zweifacher Hinsicht Lücken. Zum einen wurde der persön-
liche Körperschaftsteuertatbestand noch nicht umfassend unter Einbeziehung
der historischen Entwicklungslinien vergleichend betrachtet. Die historisch und
die vergleichend ausgerichteten Untersuchungen stehen nebeneinander. Zum
anderen wurden die durch den Vergleich gewonnenen Erkenntnisse bisher weder
auf ihren Zusammenhang mit dem Zivilrecht untersucht noch auf die Zuord-
nungsregelungen einer nationalen Rechtsordnung zurückbezogen.

20 H. Herrmann, Die Einordnung ausländischer Gesellschaften im deutschen, US-amerikani-
schen und europäischen Steuerrecht, 2001; einen vergleichenden Ansatz wählt auch K. Pusill-
Wachtsmuth, Der Typenvergleich zur Einordnung ausländischer Gesellschaften in das deutsche
System der Einkommensbesteuerung, 2003; ausschließlich auf eine nationale Rechtsordnung
konzentrieren sich F. Zisowski, Grenzüberschreitender Umzug von Kapitalgesellschaften, 1994;
A. Schlenker, Gestaltungsmodelle einer identitätswahrenden Sitzverlegung von Kapitalgesell-
schaften über die Grenze, 1998; C. Staringer, Besteuerung doppelt ansässiger Kapitalgesellschaf-
ten, 1999; H. Dinkhoff, Internationale Sitzverlegung von Kapitalgesellschaften unter besonderer
Berücksichtigung des Internationalen Gesellschaftsrechts und des Steuerrechts, 2001; J. Sede-
mund, Die Sitztheorie im Deutschen Internationalen Steuerrecht, 2004. Das Verhältnis zum
Unionsrecht betrachten T. Stewen, Europäische Niederlassungsfreiheit und deutsches Internatio-
nales Steuerrecht, 2007, S. 356 ff.; S. M.-C. Hochheim, Der Typenvergleich aus europarechtlicher
Sicht, 2009.

21 H. Herrmann, Die Einordnung ausländischer Gesellschaften im deutschen, US-amerikani-
schen und europäischen Steuerrecht, 2001, S. 203 ff., 259 ff.

22 Siehe K. v. Raad, Generalbericht, Cahiers de Droit Fiscal International Bd. 73a (1988) –
Recognition of foreign enterprises as taxable Entities, S. 113 ff.; M. Lang / C. Staringer, General
Report, Cahiers de Droit Fiscal International Bd. 99b (2014) – Qualification of taxable entities
and treaty protection, S. 17 ff.

23 Siehe exemplarisch R. Martini / E. Reimer, Corporate Income Tax Subjects and EU Har-
monisation, in: D. Gutmann (Hrsg.), Corporate Income Tax Subjects, 2016, S. 157 ff.
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2. Methodik des Steuerrechtsvergleichs

Die Rechtsvergleichung ist eine juristische Disziplin, der sich vor allem das Zivil-
recht verschrieben hat.24 Die vergleichende Rechtswissenschaft auf dem Gebiet
des Steuerrechts befindet sich vor allem in methodischen Fragen noch in der
Anfangsphase ihrer Entwicklung. Gemeinsamkeiten und Unterschiede zwischen
den einzelnen Steuerrechtsordnungen sind zwar angesichts des Anreizes zur Steu-
ervermeidung im Gegensatz zu anderen Rechtsgebieten von hoher praktischer
Relevanz, dies geht aber damit einher, dass sich rechtsvergleichende Literatur
fast ausschließlich zu detaillierten Einzelfragen findet. Den Bedürfnissen einer
praktischen Anwendung geschuldet steht eine Darstellung der steuerrechtlichen
Regelungen der einzelnen Länder im Vordergrund.25 Wird darüber hinaus ein
Vergleich angestrebt, beschränkt dieser sich meist auf eine Gegenüberstellung der
technischen Einzelheiten.26

Dieses durch die Fremdrechtskunde gesammelte und durch den Textvergleich
systematisierte Wissen macht das Steuerrecht in technischer Hinsicht erheblich
geeigneter für einen Rechtsvergleich als andere Rechtsgebiete. Erstaunlicher-
weise werden diese Vorarbeiten nur zögerlich als Basis für weitergehende, an
übergeordneten Zielrichtungen ausgerichtete Vergleiche und Schlussfolgerungen
herangezogen.27 Damit einhergehend ist eine spezielle Methodik des Rechtsver-
gleichs für Zwecke des Steuerrechts kaum ausgebildet. Insbesondere im deutschen
Sprachraum findet – soweit ersichtlich – kaum eine Beschäftigung mit der theo-
retischen Konzeption der vergleichenden Steuerrechtswissenschaft statt.28 Die
englischsprachige Literatur beschränkt sich meist auf eine Bestandsaufnahme
oder die Übernahme der im Zivilrecht – schon ungleich länger Gegenstand ver-
gleichender Betrachtungen – verwendeten Vergleichsmethodik.29 Eine an die

24 Siehe grundlegend E. Rabel, Rheinische Zeitschrift für Zivil- und Prozeßrecht 1924,
S. 279 ff.; K. Zweigert / H. Kötz, Einführung in die Rechtsvergleichung, 3. Aufl. 1996, S. 31 ff.

25 Zu nennen sind vor allem die Länderberichte in den Tagungsbänden der International
Fiscal Association sowie die vom International Bureau of Fiscal Documentation bereit gestellten
country surveys und analyses; zur Tätigkeit des IBFD siehe IBFD, Annual Report 2002/2003,
2002, S. 13 ff.

26 Exemplarisch S. v. Weeghel, General Report, Cahiers de Droit Fiscal International Bd. 95a
(2010) – Tax treaties and tax avoidance: application of anti-avoidance provisions, S. 17 ff; mit
diesem Befund auch J. M. Mössner, Why and how to compare tax law, in: C. Sacchetto et al.
(Hrsg.), Introduction to comparative tax law, 2008, S. 13, 15; zum steuerlichen Textvergleich
siehe auch näher unten S. 13 ff.

27 Vgl. etwa die Versuche zur Bildung von Steuerrechtsfamilien bei V. Thuronyi, Comparative
Tax Law, 2003, S. 23 ff. und J.-C. Martinez / P. d. Malta, Droit Fiscal Contemporain, 1989,
S. 267 ff.

28 Siehe aber R. Martini, StuW 2011, S. 18 ff.
29 Eine Bestandsaufnahme stellen in den Vordergrund M. Barassi, Comparazione Giuridica E

Studio Del Diritto Tributario Straniero, in: V. Uckmar (Hrsg.), Diritto Tributario Internazionale,
2005, S. 1499 ff.; J. M. Mössner, Why and how to compare tax law, in: C. Sacchetto et al. (Hrsg.),
Introduction to comparative tax law, 2008, S. 13 ff.; O. Marian, American Journal of Comparative
Law Bd. 58 (2010), S. 415; V. Thuronyi, Studying Comparative Tax Law, in: G. Lindencrona
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Spezifika des Steuerrechts angepasste Vorgehensweise, die über die Ergebnisse
des Textvergleichs hinausgehende Erkenntnisse zu liefern vermag, wurde bisher
kaum in Angriff genommen.30

II. Gang der Untersuchung

Als Hintergrund des eigentlichen Vergleichs ist zunächst eine theoretische Fun-
dierung der Vergleichsmethodik auf dem Gebiet des Steuerrechts vorzunehmen
(Abschnitt B.). Dabei wird in historischer Perspektive die grundlegende Dreitei-
lung jedes Vergleichs in Länderberichte, Textvergleich und Analyse begründet.
Für den dritten Vergleichsschritt wird eine numerisch gestützte Analyseform
entwickelt, die es vermag, den Zusammenhang bestimmter Regelungsteile zu den
zivilrechtlichen Einflussgrößen auf einer empirisch begründeten Basis darzustel-
len. Das sich daraus ergebende System macht es möglich, indizielle Aussagen über
die Funktionsfähigkeit bestimmter Regelungen in verschiedenen zivilrechtlichen
Umgebungen zu treffen.

Darauf aufbauend werden die wesentlichen Vergleichsgrößen unter drei Aspek-
ten definiert. Die Zielsetzung der Analyse (Abschnitt C.I.) erfordert eine präzi-
sierende Auswahlentscheidung in Bezug auf das steuerliche Betrachtungsobjekt,
die persönliche Steuerpflicht von Personenvereinigungen (Abschnitt C.II.), in
Bezug auf die Einflussgrößen des Zivilrechts, welche die zivilrechtliche Umge-
bung typisierend abbilden (Abschnitt C.III.), und schließlich in Bezug auf die
ausgewählten Rechtsordnungen: Deutschland, Niederlande und die Vereinigten
Staaten (Abschnitt C.IV.).

Die aus dem methodischen Teil gewonnenen Erkenntnisse werden in einem
zweiten Schritt auf die rechtsvergleichende Betrachtung der deutschen, der nie-
derländischen und der US-amerikanischen Methoden zur Bestimmung eigen-
ständig steuerpflichtiger Personenvereinigungen angewendet. Der Vergleich der
persönlichen Steuertatbestände setzt zunächst in den einzelnen Länderkapiteln
(Abschnitte D., E. und F.) eine Darstellung der gesellschaftsrechtlichen Vor-
bedingungen voraus, welche die Grundlage für die Auseinandersetzung mit

(Hrsg.), International studies in taxation: law and economics – liber amicorum Leif Mutén, 1999,
S. 333 ff.; ders., Comparative Tax Law, 2003, S. 3 ff.; ders., Tax law, in: J. Smits (Hrsg.), Elgar
Encyclopedia of Comparative Law, 2006, S. 709 ff. Für die Übernahme des in der zivilrechtlichen
Vergleichung herrschenden Funktionalismus in den Steuerrechtsvergleich C. Garbarino, Diritto
Pubblico Comparato ed Europeo 2004, S. 1059 ff.; ders., Theoretical Inquiries in Law Bd. 11
(2010), S. 766 ff.; vgl. auch den Überlick bei R. Martini, Cambridge Journal of International
and Comparative Law Bd. 3 (2013), S. 506, 509 ff. Für die Übernahme des erstmals für das
römische Recht beobachteten legal transplant C. Garbarino, American Journal of Comparative
Law Bd. 57 (2009), S. 677 ff.; ders., British Tax Review 2011, S. 159 ff. Für die Methodik der
Rechtsvergleichung auf dem Gebiet des Finanzrechts siehe S. A. Lillo, Diritto e Pratica Tributaria
Internazionale 2006, S. 483 ff.

30 Siehe aber für einen numerischen Ansatz R. Martini, Cambridge Journal of International
and Comparative Law Bd. 3 (2013), S. 506 ff.
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den steuerlichen Mechanismen bilden. Während für die beiden ausländischen
Rechtsordnungen überwiegend eine betrachtende Perspektive eingenommen
wird, erfüllt das deutsche Länderkapitel eine dreifache Funktion. Die vertiefte,
kritische Auseinandersetzung mit den Regelungen des persönlichen Körper-
schaftsteuertatbestandes bildet – neben ihrem eigenständigen Aussagegehalt –
zunächst den Ausgangspunkt für den nachfolgenden Rechtsvergleich, gleichzeitig
ist sie aber auch die Basis für eine erste Anwendung der im weiteren Verlauf
vergleichend erlangten Erkenntnisse auf nationales Recht.

Vor dem Hintergrund der Länderberichte erfolgt ein zweistufiger Vergleich der
verschiedenen Einordnungsmechanismen. Der zunächst vorgenommene reine
Textvergleich (Abschnitt G.I.) liefert die notwendigen Begriffsbildungen und
Systematisierungen für die numerisch gestützte Vorgehensweise in Form der
Elastizitätsanalyse (Abschnitt G.II.). Diese Vorgehensweise macht es möglich,
den Zusammenhang der Mechanismen zu bestimmten zivilrechtlichen Einfluss-
größen und deren Einfluss auf die Funktionsfähigkeit des Steuerrechts indiziell
zu bestimmen. In einem letzten Schritt (Abschnitt H.) werden die Ergebnisse
des Textvergleichs und der Elastizitätsanalyse auf das bereits im Länderkapitel
vertiefend behandelte deutsche Recht zurückbezogen.
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